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Verkündet .

am 20. Februar 1964

I m N a m e n d e e V o l k e 5

In Sachen

Beklagten und Revisionsklägers,

gegen

Kläger und Revisionsbeklagten,

hat der 8. Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 200 Februar 1964, an der

mitgewirkt haben '

Senatspräsident S t e‚n g e l

‚
als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr. N e u h a u s und
Bundesrichtér P e t e r s e n

' als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter H a a s und

Bundessozialrichter F r e i g a n g

als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:.

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Niedersachsen in Celle vom

8. Februar 1962 dahin abgeändert, daß die Berufung

des Klägers gegen das Urteil des Sozialgerichts
Hannover vom 20. April 1959 in vollem Umfang zu—

rückgewiesen wird.

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
&

".

V o n R e c h t s w e g e n.
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G r ü n d e :___.- ...—‚___...—

Auf seinen Rentenantrag vom März 1947, mit dem der Kläger

‘u.a. Nervenquetschung, Schädelverletzung, Schwindelanfälle,

Kopfschmerzen sowie ein Nervenleiden als Folge eines Stur—

zes vom Kraftwagen auf dem Rückmarsch im Jahre 1942 in Ruß-

land geltend gemacht hatte, bezog er nach ärztlicher Unter—

suchung auf Grund der SozialverSicherungsdirektive (BVD) 27
und des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) wegen "Symptomati—'

scher Epilepsie nach Gehirnerschütterung und Schädelbasis-

bruch" Versorgungsrente nach einer Minderung der Erwerbs—

fähigkeit (man) um zunächst 60 v.H„ und Vom1, Dezember1956
an um 40 V.H„ Während des Klageverfahrens über die Recht—

mäßigkeit dieser Rentenherabsetzung auf 40 V‚H„ hob das
Versorgungsamt (VersorgA) mit Zustimmung des Landesversor—

gungsamts‚ gestützt auf 9 41 des Verwaltungsverfahrensge—

setzes (VeerG), durch den Berichtigungsbescheid vom 199

März 1959 die früheren nach der SVD 27 und dem BVG ergange—

nen
Bescheide auf und lehnte die Anträge auf Versorgung

ab, weil die Anerkennung von Schädigungsfolgen und die Ge-

’währung von Rente tatsächlich und rechtlich unrichtig ge-

wesen seien; nach den nunmehr dem VersorgA vorliegenden '

Akten des früheren Wehrmachtfürsorge- und Versorgungsamts

Berlin—Nord sei der Zusammenhang des Körperschadens mit dem

Wehrdienst bereits im Oktober 1943 verneint und die Gewäh—

rung einer Versorgung abgelehnt worden. Wenn der Kläger

diese Tatsachen angegeben hätte, wäre seiner2eit die Aner—

kennung nicht ausgesprochen worden‚ Nach Beweisaufnahme

durch Einholung eines ärztlichen Gutachtens wies das So—

zialgericht (SG) durch Urteil vom 200 April 1959 die Klage
ab und führte aus, der Berichtigungsbescheid könne zwar

nicht auf 5 41 VeerG, aber auf © 42 VeerG gestützt wer—
den, weil der Kläger Tatsachen, die für die Entscheidung

von wesentlicher Bedeutung gewesen seien, wissentlich ver-

schwiegen habe. '
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Der'Kläger hat Berufung eingelegt und die Weitergewährung

der Rente nach einer MdB um 60 V.H. unter Wiederherstellung

der Leidensbezeichnung aus dem Umanerkennungsbescheid bean—

tragt. Während des Berufungsverfahrens hat der Beklagte den

Rückforderungsbescheid vom 11. Juni 1959 erteilt, mit dem

er die Rentenzahlungen für die Zeit vom 1. August 1947 bis

31. Januar 1959 im Gesemtbetrage von 11.430‚—- DM gemäß @ 47

Abs. 3 Nr. 1 VeerG zurückgefordert hat. Diesen Bescheid hat

das Landessozielgericht (LSG) als mitangefochten betrachtet

und hat durch Urteil Vom 8. Februar 1962 auf die Berufung des

Klägers das Urteil des SG dahin abgeändert, daß der Berich—

tigungsbescheid nur wirkung für die Zeit nach dem 1. April

1955 hat; den Rückforderungsbescheid hat es insoweit aufge—

hoben, als Versorgungsbezüge für die Zeit bis zum 31. März '

1955 Zurü0kgefordert werden sind. Im übrigen hat es die Beru—

fung zurückgewiesen und die Revision zugelassen. Es hat ausge—

führt, die Berichtigung könne nicht auf die Vorschrift des
@ 41 Verve gestützt werden, wie das SG zutreffend entschie—

den habe. Jedoch sei der Berichtigungsbescheid nach 5 42 Abs.1

Nr. 3 und 9 VeerG rechtmäßig, denn der Kläger habe unrichtige
Angaben über seine Verletzung, das Rentenverfahren vor dem

Jahre 1945 sowie die angebliche Zahlung einer Rente in dieser

Zeit gemacht. Diese Angaben seien auch wisserülich,d.h° be—
wußt und gewollt falsch gewesen, so daß die Voraussetzungen

des 5 42 Abs. 1 Nr. 3 VeerG erfüllt seien. Der Beklagte
habe ferner die Fristen des 5 43 VeerG beachtet. Die Berich—

tigung könne rückwirkend nur vom Zeitpunkt des Inkrafttretens

des VeerG, dem 1. April 1955 an, ausgesprochen werden. Die
unabhängig von der bisherigen Anerkennung durchgeführte Prü—

fung der Verwaltungebehörde mit dem Ergebnis, daß der ur-

sächliche Zusammenhang der angeschuldigten Schädigungsfolgen

mit Einwirkungen des Wehrdienstes nur möglich, nicht aber wahr-

scheinlich sei, sei ebenfalls nicht zu beanstanden. Damit '

seien die Versorgungsanträge zu Recht abgelehnt worden, und

die Rückforderung sei nach % 47 VeerG für die Zeit seit dem

1. April 1955 begründet. Das LSG hat nicht geprüft, ob der
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Beklagte die vor dem 1° April 1955 ergangenen Verwaltungs-

_
akte nach dem — umstrittenen — sogenannten Grundsatz des

überwiegend öffentlichen Interesses hat aufheben können,

weil der Berichtigungsbescheid vom 190 März 1959 auf diesen
Grundsatz nicht gestützt werden ist.

‘ Der Beklagte hat Revision eingelegt und beantragt,

„" unter Abänderung des angefochtenen Urteils die Be-

‘rufung des Klägers in vollem Umfange zurückzuweisen,

;_hilfsweise,

"das angefochtene Urteil aufzuhében und die Sache zur

erneuten Verhandlung und Entscheidung an das Landes—

sozialgericht zurückzuverweisen°

Er rügt, das LSG habe zu Unrecht die Berichtigung nur für

die Zeit vom 1° April 1955 an für gerechtfertigt erklärt°

Der Kläger habe nach den Feststellungen des LSG wissent—
lich unwahre Behahptungen aufgestellt und dadurch die Ren—

tengewährung erlangt. Dieser Tatbestand reiche auch-für

eine Berichtigung der Bescheide nach den allgemeinen Grund-

sätzen des Verwaltungsrechts aus°
'

Der Kläger beantragt,

,die von dem Beklagten eingelegte Revision gegen das

Urteil des LSG Niedersachsen vom 8. 2a 1962 als un—

begründet zurückzuweisen‚

Er hält die Gründe des angefochtenen Urteils für zutreffend,

macht sie zum Gegenstand seines Vertrages und ist der An—

sicht, daß die vom Beklagten erhobene Forderung, auch die

vor dem 1. April 1955 gewährten Leistungen zurückzuerhal—

ten, im Gesetz keine Stütze finde„

Die durch Zulassung statthafte Revision ist form— und

fristgerecht eingelegt und begründet worden° Sie ist mit—

._ 5 _
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hin zulässig. Das Rechtsmittel ist auch begründet.

In der_Revisionsinstanz ist nur die Rechtmäßigkeit des Berich-

tigungsbescheides vom 19. März 1959 insoweit streitig, als

durch ihn die bis zum 31. März 1955 ergangenen Rentenbewilli—

gungsbescheide zurückgenommen werden sind. Ferner geht der '

Streit um die Rechtmäßigkeit des Rückforderungsbescheides vom

11. Juni 1959 über die bis zum 51. März 1955 gewährten Versor-_

gungsleistungen. Soweit diese Bescheide die Zeit ab 1. April

1955 betreffen und soweit sie das SG und LSG als rechtmäßig

bestätigt haben, ist nur der Kläger, nicht aber der Beklag-

te, der allein Revision eingelegt hat, beschwert° Das LSG

hat als Rechtsgrund für den Berichtigungsbescheid vom 19.

Närz 1959 den @ 42 Abs. 1 Nr. 3 VeerG angesehen. Nach dieser

Vorschrift hat die Verwaltungsbehörde auf Antrag oder von

Amts wegen erneut zu entscheiden, wenn Tatsachen, die für

die Entscheidung von
wesentlicher Bedeutung gewesen sind, wis—

sentlich falsch angegeben oder verschwiegen worden sind. Das

Berufungsgericht hat festgestellt,.daß das Verhalten des Klä—

gers die Tatbestandsmerkmale dieser Vorschrift erfüllt, daß

er insbesondere wissentlich falsche Angaben gemacht hat. Hier—

durch ist allein der Kläger beschwert. Er hat gegen die Fest—

stellung des LSG keine Revisionsrügen erhoben und sich auch

nicht gegen die Entscheidung des LSG für die Zeit vom 1. April

1955 an gewandt. Diese Feststellungen des Berufungsgerichts

Vbinden gemäß @ 163 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) das Bun—
dessozialgericht (BSG) auch für die Beurteilung des Streit-

falles für die Zeit vor dem 1. April 1955. Auf diesen festge—

stellten Tatbestand hat das Berufungsgericht für diesen Zeit-

raum die Grundsätze des allgemeinen Verwaltungsrechts über

die Zurücknahme fehlerhafter Bescheide nicht angewandt. Dies
ist nicht frei von Rechtsirrtum.

Wie das BSG bereits mit Urteil vom 20° August 1963 (BSG in
'SOZR VeerG % 42 Bl. Ca 2 Nr. 3) entschieden hat, bietet
5 42 Abs. 1 Nr. 3 VeerG keine unmittelbare Rechtsgrundlage
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weil die Rücknahme eines Bescheides nach dieser Vorschrift

nicht über den Zeitpunkt des Inkrafttretens des VeerG

(1° April 1955) zurückwirkt. Der erkennende Senat schließt

sich dieser Entscheidung an und macht sich ihre Ausführun—

gen zu eigen° Danach sind Rechtsgrundlage für die Berich—

tigung für die Zeit vor dem Inkrafttreten des VeerG, in
' der es an einer dem @ 42 Abs° 1 Nr, 3 VeerG entsprechenden

gesetzlichen Vorschrift gefehlt hat, die Grundsätze des

allgemeinen Verwaltungsrechts. Sie sagen u.a., daß die Ver—

waltungsbehörde einen Bescheid, den der Begünstigte durch

unwahre Angaben oder durch Verschweigen von rechtserhebli-

chen Tatsachen erschlichen hat, mit Wirkung in die Vergan—

genheit (ex tunc) zurücknehmen darf. Das ist in Rechtspre—
chung und Rechtslehre allgemein anerkannt (vgl. BVerWG, zu—

letzt Urteil vom 18° Juni 1962, DVBl 1962, 791; BGH, Ur—_ '

teil vom 26, Juni 1957, Verszpr. Bd. 9 — 1957 — S, 795;

GE Nr° 5374 des RVA vom 150 Mai 1940, AN 1940, 219; BSG,

Urteil vom 15. Dezember 1960, BSG 13, 232, 238; Rörsthoff,

Lehrbuch des Verwaltungsrechts, Bd° I, 8° Aufl„ S. 249; '

Haueisen, NJW 1954, 1427)° Wenn das VeerG die Rücknahme

der von Anfang an rechtswidrigen Versorgungsbescheide auch

nur für die Zeit nach dem 1° April 1955 regelt, so schließt

das die Rücknahme solcher Verwaltungsakte nach den Grund—

sätzen des allgemeinen Verwaltungsrechts für die Zeit vor

dem 1° April 1955 jedenfalls dann nicht aus, wenn die

Voraussetzungen des 5 42 Abs° 1 Nr° 3 VeerG vorliegen,

d„h., wenn es sich um "erschlichene'Verwaltuhgsakte" han—

delt, Denn die Vorschrift des 5 42 Abs. 1 Nr° 3 VeerG ist

lediglich Ausdruck eines ungeschriebenen Grundsatzes des

allgemeinen Verwaltungsrechts. Sie begründet keine von dem

bisherigen Recht abweichende neue Ermächtigung der Verwal—

tungsbehörde zur Rücknahme erschlichener Verwaltungsakte;

sie bestätigt lediglich den bisherigen Rechtszustand für

das Versorgungsrecht. Dabei ändert sie die Ermächtigung der

Verwaltungsbehörde zur Rücknahme erschlichener Verwaltungs—

akte für die Zeit vom 1. April 1955 an nur insoweit, als

'4'

_7_
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sie die Rechtmäßigkeit der Rücknahme davon abhängig macht, daß

die Verwaltungsbehörde innerhalb bestimmter Fristen tätig wird

(5 43 VeerG). Die auf den Grundsätzen des allgemeinen Verwal—

tungsrechts beruhende Ermächtigung und VerpfliChtung der Ver—

waltungebehörde, erschlichene Verwaltungsakte auch für die

_Zeit vor dem 1. April 1955 zurückzunehmen, ist durch @ 51 Abs‚2

VeerG nicht berührt worden. Die Grundsätze des allgemeinen Ver—

waltungsréchts gehören somit zu dem geltenden Recht und müssen

bei einer Entscheidung berücksichtigt werden. Das hat das LSG

verkannt. Trotz Anwendung der Grundsätze des allgemeinen Ver-

waltungsrechts braucht in Fällen der vorliegenden Art, in de—

nen nach den Feststellungen des Berufungsgerichts die Voraus-

setzungen des @ 42 Abs. 1 Nr° 3 VeerG vorliegen, wegen der

Arglist des Geschädigten nicht abgewogen zu werden, ob das In-

teresse des Geschädigten an der Aufrechterhaltung des Beschei—

des oder das der Allgemeinheit an der Herstellung des rechtmäßi—

gen Zustandes überwiegt. Denn ein Beschädigter hat bei dieser

Sachlage keinen Anspruch darauf, daß sein Vertrauen in den

Fortbestand des ihn begünstigenden Verwaltungsakts berücksich-

tigt wird (Forsthoff,aa0;'Haueisen, aaO). Es kann schließlich

dahingestellt bleiben, ob auch die Rechtmäßigkeit der Rücknahme

der Bewilligungsbescheide nach den Grundsätzen des allgemeinen

Verwaltungsrechts nunmehr davon abhängt, daß die Fristen des

5 43 VeerG gewahrt sind; diese Fristen Sind jedenfalls im vor-

liegenden Fall eingehalten. Der Bescheid vom 190 März 1959 ist

daher entgegen der Ansicht des LSG auch insoweit rechtmäßig,
als er die Rücknahme der Bewilligungsbescheide für die Zeit vor

-dem 1. April 1955 ausgesprochen hat. Die Revision ist somit in—

soweit begründet,

Das Rechtsmittel muß auch hinsichtlich der Rückforderung der

in der Zeit vom 1, August 1947 bis zum 31. März 1955 gewährten

Versorgungsleistungen Erfolg haben. Das Berufungsgericht hat

festgestellt, der Kläger habe Tatsachen, die für die Entschei—

dung über seinen Antrag von wesentlicher Bedeutung gewesen
sind, wissentlich falsch angegeben. Diese Feststellung ist für
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das BSG bindend (@ 163 SGG). Sie rechtfertigt die Rückforde-

rung der in der Zeit vor dem 1.] April 1955 gewährten Versor—
gungsbezüge. Die Rückforderung ist sowohl nach dem VeerG

(@ 47 Abs. 3) als auch nach den Grundsätzen des allgemeinen
Verwaltungsrechts rechtmäßig. Ebenso wie bei der Entscheidung

über die Rücknahme in diesem Fall für den Rechtsgedanken des

Vertrauensschutzes kein Platz ist, weil der Kläger durch sein

unlauteres Verhalten nicht schutzwürdig ist, ist auch bei der

Beurteilung der Rechtmäßigkeit der Rückforderung für derar—

tige Erwägungen kein Raum. Wer, wie der Kläger, durch be—

wußt wahrheitswidrige Angaben bewirkt hat, daß ihm Leistun—

gen aus öffentlich—rechtlichen Mitteln gewährt werden, die

ihm nach der Rechtsordnung nicht zustehen, verdient keinen
Vertrauensschutz; er ist verpflichtet, die —.nach Rücknahme

der Bewilligungsbescheide ex tunc - zu Unrecht empfangenen.

Leistungen zu erstatten.

Demnach entspricht das Urteil des SG Hannover vom 20. April

1959 der Sach— und Rechtslage, und die Berufung des Klägers

erweist sich als unbegründet. Dementsprechend war auf die

Revision des Beklagten — wie geschehen — die Berufung gegen

das Urteil des SG in vollem Umfang zurückzuweisen.d

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 193 Abs, 1 SGG.
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